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An den 
Präsidenten 
des Landtags Nordrhein-Westfalens  
André Kuper 
 
Per E-Mail: anhoerung@landtag.nrw.de  
 
 

                 Düsseldorf, den 3.3.2022 
 
Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen zum „Gesetz zur Einführung digitaler Sitzungen für kommunale 
Gremien und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften“ (Gesetzentwurf der Lan-
desregierung, Drucksache 17/16295) 
 
 
Sehr geehrter Herr Kuper, 
 
zu dem o.g. Gesetzentwurf nimmt HANDWERK.NRW e.V. Stellung, da im Gesetzesentwurf 
Regelungen zum kommunalen Wirtschaftsrecht enthalten sind, durch die das Handwerk der 
Natur der Sache nach wesentlich betroffen ist.  
 
 
I. Grundsätzliches  
 
Das nordrhein-westfälische Handwerk hat sich mit den Problemen der wirtschaftlichen Betäti-
gung von Kommunen wiederholt befasst – so in einem Beschluss „Partnerschaft zwischen 
Handwerk und Kommunen stärken – Klare Grenzen für die wirtschaftliche Betätigung der Kom-
munen setzen!“ aus dem Jahre 2020 und zuletzt im November 2021 im Kontext des Beschlus-
ses „Nachhaltigkeit – Bildung – Wachstum. Erwartungen zur Landtagswahl 2022“. Das Hand-
werk bekennt sich zu einem partnerschaftlichen Verhältnis zu kommunalen Unternehmen. Es ist 
aber zugleich elementar in seinen Interessen berührt, wenn kommunale Unternehmen auf 
Märkte des Handwerks übergreifen oder wenn durch die Gemeindeordnung die Tätigkeitskeits-
bereiche verschoben oder wichtige Kontrollverfahren der Kommunalaufsicht abgeschwächt 
werden. Das Gemeindewirtschaftsrecht ist daher wesentlich mittelstandsrelevant. 
 
Es ist daher unverständlich und sehr bedauerlich, dass die Landesregierung vor der Kabinetts-
befassung kein Clearingverfahren zur Klärung der Mittelstandsverträglichkeit für den vorliegen-
den Gesetzentwurf durchgeführt hat. Dies wäre gemäß Mittelstandsförderungsgesetz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen erforderlich gewesen. 
 
Entgegen seines Titels enthält das Gesetz nämlich Regelungen zur wirtschaftlichen Betätigung 
von Kommunen, die wesentlich mittelstandsrelevant sind. Es ist deshalb unangemessen, dass 
in einem für das Handwerk so wesentlichen Politikbereich eine breite und zeitlich angemessene 
Beteiligung nicht stattfinden wird. Leider hat auch der federführende Ausschuss zu der Anhö-
rung lediglich Vertreter der Kommunen und deren Unternehmen eingeladen, aber keinen Ver-
treter der von den geplanten Neuregelungen negativ betroffenen Wirtschaft.  
 
Das Handwerk beobachtet die Ausdehnung der wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen mit 
großer Sorge, weil es dabei immer wieder zu Grenzüberschreitungen kommt, in denen Märkte 
des Handwerks und anderer privatwirtschaftlicher Unternehmen von Aktivitäten kommunaler 
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Unternehmen durchdrungen werden. Zunehmend geschieht dies auch durch Unternehmen, an 
denen die Kommunen nur noch mittelbar beteiligt sind. Dabei geht es zum einen um die Frage 
der Zulässigkeit der Betätigung an sich, zum anderen auch um die Frage, ob bei an sich zuläs-
sigen Betätigungen die Belange des Handwerks hinreichend berücksichtigt werden. Letzteres 
ist insbesondere in Fällen des § 107a GO von erheblicher praktischer Relevanz. Viele Probleme 
ergeben sich dabei im Laufe der Geschäftstätigkeit von bestehenden Unternehmen oder Betei-
ligungen, ohne dass dies zum Zeitpunkt der Entscheidung über eine Beteiligung verlässlich ab-
geschätzt werden kann. Umso wichtiger ist daher, dass die Räte umfassend und fortlaufend 
über die wirtschaftschaftliche Betätigung der Kommunen informiert sind und dass die Kommu-
nalaufsicht umfassend informiert ist und auf dieser Basis die Einhaltung des gesetzlichen Rah-
mens überwachen kann.  
 
Vor diesem Hintergrund sind dem Handwerk folgende Punkte wichtig: 

• Strikte und wirksame Beschränkung der wirtschaftlichen Betätigung von Kommunen auf 
Bereiche, in denen sie entsprechend § 107 GO NRW zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
erforderlich ist 

• Stärkung des Subsidiaritätsprinzips im Gemeindewirtschaftsrecht mit einer Begrün-
dungspflicht, dass die wirtschaftliche Betätigung im Einzelfall besser geeignet ist als die 
privatwirtschaftliche Initiative 

• Etablierung einer Clearingstelle Kommunalwirtschaft bei der Landesregierung, um sich 
regelmäßig über strittige Fälle und Auslegungsprobleme des Gemeindewirtschaftsrechts 
auszutauschen 

• Etablierung einer einheitlichen Aufsichtspraxis, die wettbewerbsfeindlichen Fehlentwick-
lungen (z.B. Ladeinfrastruktur, Mobilitätsdienstleistungen, gebäudeinterne Wartungs-
dienstleistungen) entgegentritt 

• Verbindliche Vorgaben des Landes für ein transparentes Beteiligungsmanagement in 
den Kommunen, sowohl in Bezug auf finanzielle Risiken als auch auf die Beachtung der 
Zulässigkeitsgrenzen der wirtschaftlichen Betätigung  

• Begrenzung der Gewinnabführung aus kommunalen Unternehmen an deren Eigentümer 
• Verzicht auf den Aufkauf von Handwerksunternehmen durch landeseigene oder kom-

munale Unternehmen. 
 
Diese Anliegen des Handwerks spiegelt der vorliegende Gesetzentwurf nur unzureichend wider. 
Er widerspricht ihnen in seiner Regelungsabsicht grundlegend. Er schafft zwar an einigen Stel-
len (§§ 107 und 107a GO) mehr Transparenz in Bezug auf Marktanalysen, schwächt aber hin-
sichtlich der Anzeigepflicht für mittelbare Beteiligungen (§ 115 GO) die Wirksamkeit der Kom-
munalaufsicht empfindlich. Er eröffnet die Möglichkeit, dass sich unter dem Radar der Kommu-
nalaufsicht Betätigungen kommunaler Unternehmen und ihrer Beteiligungen auf Bereiche aus-
weiten, die nach den materiellen Regelungen der Gemeindeordnung nicht zulässig sind. Die 
diesbezüglichen Regelungen werden handwerks- und mittelstandsfeindlich wirken. 
 
 
II. Zu dem Gesetzentwurf im Einzelnen 
 
G. Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte (S. 4) 
 
Es ist aus unserer Sicht nicht zutreffend, dass der Gesetzentwurf „keine“ finanziellen Auswir-
kungen auf die Unternehmen hätte. Negativ betroffen wären alle Unternehmen, auf deren Kos-
ten die wirtschaftliche Betätigung kommunaler Unternehmen oder ihrer Beteiligungen ausge-
dehnt würde, weil sie infolge des Gesetzentwurfs weniger konsequent durch die Kommunalauf-
sicht erfasst und ggfs. geprüft würde. Die Beeinträchtigung des Wettbewerbs durch nicht zuläs-
sige Übergriffe der wirtschaftlichen Betätigung hat erhebliche finanzielle Auswirkungen auf Un-
ternehmen und – mittelbar durch die Schwächung des Wettbewerbs und der privatwirtschaftli-
chen Initiative – auf die privaten Haushalte. 
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Nr. 15: Einfügung in § 107 Absatz 5 Satz 2 (S. 29 und 73)  
 
Nach unseren Erfahrungen ist die Qualität der Marktanalysen sehr unterschiedlich. Dies gilt 
hinsichtlich der Zulässigkeit an sich (§ 107 Absatz 1 Zi. 1), der Leistungsfähigkeit der Gemeinde 
(Zi. 2), der Subsidiaritätsprüfung (Zi. 3) und bisweilen auch hinsichtlich der Frage, welcher Fall-
gruppe der §§ 107 und 107a GO die angestrebte Betätigung überhaupt zuzuordnen ist. Auch 
die Qualität des Dialogs mit dem Handwerk ist in den Kommunen sehr unterschiedlich. 
 
Dabei ist unserem Verständnis nach gerade die besondere Bedeutung der Marktanalyse als 
Instrument der Transparenz und notwendige Begründung für das „privatwirtschaftliche“ Handeln 
einer Kommune nicht zu unterschätzen. Sie hilft in einem Feld der gesetzlich vorgeschriebenen 
unternehmerischen Zurückhaltung, die Hürden aufzuzeigen und der Kommune ihr unternehme-
risches Tätigwerden zu begründen. 
 
Jede Erweiterung und Ergänzung, die das Instrument der Marktanalyse stärkt und konkreter 
ausgestaltet, ist im Ergebnis zu begrüßen. Es hilft zum einen, der Kommune ihr eigenes Han-
deln noch intensiver darzulegen und zu reflektieren. Zum anderen verbessert es die Beteiligung 
des Rates, der bei einem Quorum von einem Fünftel der Mitglieder die Bürgermeisterin oder 
den Bürgermeister um eine Bewertung zu den abgegebenen Stellungnahmen bitten kann. Dies 
stärkt die Bedeutung der Marktanalysen der Kommune, und der Rat erhält durch die Bewertung 
der hierzu eingegangenen Stellungnahmen eine transparente Übersicht für die spätere Be-
schlussfassung. 
 
Aus Sicht des Handwerks ist daher sehr nachdrücklich zu begrüßen, dass der Gesetzentwurf 
für den Gemeinderat ein Minderheitsrecht für ein Fünftel seiner Mitglieder formuliert, um eine 
Bewertung des Bürgermeisters zu erhalten (a) oder eine eigene Stellungnahme anzukündigen 
(b) sowie mehr Transparenz über nichtöffentlich getroffene Entscheidungen schafft (c).   
 
 
Nr. 16: Einfügung in § 107a Absatz 4 (S. 30 und 74)  
 
Mit der Novellierung der o.g. Norm sollen die erhöhten Transparenzanforderungen (Nr. 15) auch 
auf die Fälle des § 107a GO angewendet werden. Insoweit kann an dieser Stelle ausdrücklich 
auf die vorangegangenen Ausführungen in der Sache verwiesen werden.  
 
Zwar ist in den Fällen des § 107a GO keine Subsidiaritätsprüfung gesetzlich erforderlich. Den-
noch ergeben sich in der Praxis zwei entscheidende Probleme, die wir näher ausführen möch-
ten. Dem Landesgesetzgeber war bei der Ausgestaltung der Norm im Jahre 2010 ausdrücklich 
wichtig, nur die „unmittelbar verbundenen Dienstleistungen“ im Zusammenhang mit der Strom-, 
Gas- und Wärmeversorgung als zulässig anzusehen. Weitergehenden Regelungsvorschlägen 
wurde seinerzeit ausdrücklich nicht gefolgt (Drs. 15/867). Zweitens hat der Landesgesetzgeber 
der Gemeinde auferlegt sicherzustellen, „dass in solchen Fällen die Belange kleiner Unterneh-
men, insbesondere des Handwerks, berücksichtigt werden“. Auch dies muss gemäß § 107a 
Absatz 4 durch eine Marktanalyse und die Möglichkeit zur Stellungnahme für die örtlichen 
Selbstverwaltungsorganisationen der Wirtschaft geklärt werden.  
 
In der Praxis sind diese Fälle nach unserer Beobachtung von deutlich größerer Relevanz als die 
Fälle des § 107 GO. Gerade der innovative Technologiewechsel hin zu stärker datenbasierten 
Leistungen von Handwerk und Mittelstand wirft in der Praxis viele Fragen auf, die eine klare 
Trennung bei der Leistungserbringung im Rahmen des § 107a GO oftmals nicht zulassen. Zu-
gleich stellen sich hier hinsichtlich der „Unmittelbarkeit“ und der „Berücksichtigung der Belange 
kleiner Unternehmen, insbesondere des Handwerks“ besondere Anforderungen an Plausibilität 
und Abwägung der Argumentation. Deshalb müssen an dieser Stelle die Bedeutung der Markt-
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analyse und die damit einhergehende Stärkung des Begründungsaufwandes hervorgehoben 
werden. 
 
Aus Sicht des Handwerks in NRW ist daher sehr zu unterstützen, dass die Transparenz- und 
Begründungspflichten, die gemäß Nr. 15 des Entwurfs für die Fälle des § 107 GO eingeführt 
werden, auch auf die Fälle des § 107a GO übertragen werden.  
 
 
Nr. 17: Einfügung in § 115 Absatz 2 (S. 32 und 74)  
 
Die beabsichtigte Einführung eines weiteren Ausnahmetatbestandes in § 115 Abs. 2 S. 2 n.F., 
dem zufolge keine Beteiligungen von unter 10 Prozent der Aufsicht mehr anzuzeigen sind, sieht 
das Handwerk sehr kritisch. Jede Öffnung und Erweiterung von Ausnahmetatbeständen lässt 
Raum für einen Ausschluss mittelstandspolitischer Interessen. Gerade in diesem Bereich der 
mittelbaren Beteiligungen häufen sich Fälle, in denen kommunale Unternehmen Handwerksbe-
triebe übernehmen, sich an ihnen beteiligen oder auf anderem Wege handwerkliche Leistun-
gern erbringen. Dabei sind durchaus Versuche zu beobachten, solche Beteiligungen nicht nur 
zur Erbringung von Quasi-Eigenleistungen (mit entsprechend verringertem Vergabevolumen an 
Dritte) zu nutzen, sondern auch andere Aufträge zu übernehmen und damit in direkte Konkur-
renz zu (Handwerks-)Unternehmen zu treten. Diese Vorgänge sollte daher grundsätzlich der 
Kommunalaufsicht bekannt sein, um für die Einhaltung der Grenzen der wirtschaftlichen Betäti-
gung Sorge tragen zu können. Die vorgeschlagene Regelung trifft daher auf eine klare Ableh-
nung in den Landeshandwerksorganisationen in Nordrhein-Westfalen.  
 
An dieser Stelle muss nochmals unterstrichen werden, dass das von der Landesregierung ge-
wählte Vorgehen, auf ein Clearingsverfahren gemäß Mittelstandsförderungsgesetz zu verzich-
ten, und die Entscheidung des federführenden Ausschusses, die betroffene Wirtschaft nicht 
anzuhören, einen hohen Zeitdruck erzeugen und es uns unmöglich machen, sich hierzu im 
Rahmen eines offenen Austausches differenzierter zu positionieren. Mögliche berechtigte Inte-
ressen der Kommunen sind weder aus dem Gesetzestext noch aus der Gesetzesbegründung 
nachvollziehbar. Eine Abwägung mit den Interessen der betroffenen Wirtschaft erfolgt nicht. Die 
Begründung, dass die Maßnahme das Ziel verfolgt, „den administrativen Aufwand“ zu reduzie-
ren, genügt unseres Erachtens nicht, um die Kommunalaufsicht aus ihrer Verantwortung zu 
entlassen, und wirft viele zusätzliche Fragen auf.  
 
Schon jetzt sind gesellschaftsrechtliche und unternehmerische Weiterentwicklungen der einmal 
tätigen Unternehmen in § 107 GO NRW keiner weiteren Überprüfung durch ein weiteres Verfah-
ren nach Abs. 5 unterworfen. Mit der beabsichtigten Neuregelung würde der Gesetzgeber ein 
Instrument der Aufsicht abgeben, sodass die Gefahr einer weiteren Ausdehnung der wirtschaft-
lichen Betätigung der Kommunen auf unzulässige Bereiche entstünde. Dies kann im Ergebnis 
nur mittelstands- und handwerksfeindlich wirken.  
  
Die Einführung eines solchen Ausnahmetatbestandes für die Anzeigepflicht in § 115 Abs. 2 für 
Beteiligungen mit unter 10 Prozent lehnt das nordrhein-westfälische Handwerk mit allem Nach-
druck ab. Wir appellieren an den Landtag, diese Regelung ersatzlos aus dem Entwurf zu strei-
chen.   
   
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Prof. Dr. Hans Jörg Hennecke 
Hauptgeschäftsführer 
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Partnerschaft zwischen Handwerk und Kommunen stärken  – Klare Grenzen 
für die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen setzen! 
 
Beschluss des NRW-Handwerksrates vom 20.11.2020 

 
 
 
 
Die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen steht von je her im Spannungsfeld 
zwischen kommunaler Selbstverwaltung und den marktwirtschaftlichen Grundsät-
zen unserer Wirtschafts- und Sozialordnung.  
 
Viele kommunale Unternehmen in Nordrhein-Westfalen handeln nach unserer 
Wahrnehmung verantwortungsvoll. Sie respektieren die Grenzen ihrer wirtschaftli-
chen Betätigung und berücksichtigen die Belange der Privatwirtschaft, insbeson-
dere des Handwerks. 
 
Allerdings beobachten wir mit großer Sorge einige aktuelle Entwicklungen, in de-
nen kommunale Unternehmen auf etablierte Märkte des Handwerks wie z.B. die 
Gebäudereinigung oder den Tiefbau übergreifen oder neu entstehende Märkte 
rund um die Digitalisierung für sich zu erschließen versuchen. Damit greifen sie 
weit über die eigentlichen Aufgaben einer Kommune hinaus. 
 
Für das Handwerk ist unstrittig: Die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen ist 
dort gerechtfertigt, wo es um die zweckmäßige und effiziente Erfüllung kommuna-
ler Aufgaben geht. Und die Erfahrung zeigt, dass die Kommunen ihre Aufgaben 
am besten erfüllen können, wenn sie dabei einen kooperativen Ansatz verfolgen 
und das Handwerk als strategischen Partner für die öffentliche Daseinsvorsorge 
einbeziehen.  
 
Ebenso klar ist für das Handwerk aber auch: Die wirtschaftliche Betätigung der 
Kommunen muss dort ihre Grenze finden, wo sie die Entfaltung privatwirtschaftli-
cher Initiative behindert und in Konkurrenz zu Unternehmen des Handwerks und 
anderer Wirtschaftsbereiche tritt. Die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen 
darf nicht zu einer Konzentration lokaler Marktmacht beim Staat führen, die die 
Wahlfreiheit der Verbraucherinnen und Verbraucher einschränkt und technologi-
sche Innovationsprozesse behindert. In solchen Fällen ist sie gemessen an den 
öffentlichen Zwecken, denen sie dienen soll, kontraproduktiv.  
 
Wir fordern daher von Land und Kommunen: 
 

1. Die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen muss strikt auf diejenigen Be-
reiche beschränkt werden, in denen sie zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
erforderlich ist. Wir appellieren daher an die Kommunen, eine Kultur der Zu-
rückhaltung zu pflegen. Nicht alles, was rechtlich zulässig ist, ist auch öko-
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nomisch oder mit Blick auf die Erreichung von klimapolitischen Zielen wirk-
lich vernünftig. Dies gilt insbesondere für die einseitige Bevorzugung von 
Nah- und Fernwärme anstelle von dezentralen Energieversorgungslösun-
gen. 

 
2. Viele Aufgaben der Daseinsvorsorge lassen sich im Sinne der Kundinnen 

und Kunden am besten erfüllen, wenn kommunale Unternehmen eng mit 
der Privatwirtschaft kooperieren und insbesondere das Handwerk auf Au-
genhöhe einbinden. Wir appellieren daher an die Kommunen, eine Kultur 
der Partnerschaft und der Kooperation zu pflegen. 

 
3. Das Handwerk steht bereit dafür, sich gemeinsam mit der Kommunalauf-

sicht und den kommunalen Unternehmen in einer Clearingstelle „Kommu-
nalwirtschaft“ regelmäßig über strittige Fälle und Auslegungsprobleme des 
Gemeindewirtschaftsrechts auszutauschen. Ein gemeinsames Verständnis 
schafft Rechtssicherheit für alle Beteiligten und fördert die Kooperation. 
 

4. Marktanalysen, die von den Kommunalverwaltungen bei neuen Beteiligun-
gen zur Entscheidungsgrundlage für die Räte zu erstellen sind, sind oft we-
nig aussagekräftig in Bezug auf die Betroffenheit des Handwerks und in 
Bezug auf die Frage, ob private Anbieter den angestrebten Zweck wirklich 
nicht besser oder wirtschaftlicher erfüllen. Der Erlass des damaligen In-
nenministeriums vom 19.10.2000, der Anforderungen an Marktanalysen re-
gelt, muss daher überarbeitet werden, verbindlichere Vorgaben festlegen 
und deren Beachtung in der Praxis durchsetzen.  
 

5. Es ist wichtig, dass vor Ort eine hohe Transparenz der bestehenden oder 
geplanten wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen geschaffen wird. 
Deshalb sollten sowohl die jeweiligen Kreishandwerkerschaften als auch 
die Handwerkskammern im Sinne von § 107 Abs. 5 GO NRW benachrich-
tigt werden, wenn Änderungen der wirtschaftlichen Betätigung auch in be-
stehenden Unternehmen angestrebt werden. In die Gremien kommunaler 
Unternehmen sollten grundsätzlich Vertreter der örtlichen Wirtschaft einge-
bunden sein, um frühzeitig zu geplanten Änderungen von Geschäftsaktivitä-
ten Stellung nehmen zu können.  

 
6. Immer wieder kommt es vor, dass die wirtschaftliche Betätigung von Kom-

munen durch die Kommunalaufsicht nur unter Auflagen genehmigt wird. 
Wenn aber die Kommunalaufsicht eine wirtschaftliche Betätigung nur unter 
bestimmten Auflagen erlaubt, muss sie durch entsprechende Berichtspflich-
ten und Kontrollaktivitäten auch sicherstellen, dass diese Auflagen dauer-
haft eingehalten werden.  

 
7. Es reicht nicht aus, wenn die Kommunalaufsichtsbehörden nur aus Anlass 

von angestrebten Gründungen und Beteiligungen die wirtschaftliche Betäti-
gung der Kommunen punktuell prüft. Die Kommunalaufsichtsbehörden 
müssen ein umfassendes Monitoring etablieren, um die wirtschaftliche Be-
tätigung auch bestehender kommunaler Unternehmen fortlaufend zu be-
obachten. Nur auf dieser Grundlage kann eine einheitliche Aufsichtspraxis 
gewährleistet werden. 
 

8. In jeder Kommune muss nach verbindlichen Vorgaben des Landes ein Be-
teiligungsmanagement etabliert werden, das nicht nur Transparenz über 
etwaige finanzielle Risiken wirtschaftlicher Betätigung schafft, sondern auch 
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deren Zulässigkeit als Compliance-Thema systematisch und fortlaufend im 
Blick hat. Aufsichtsräte, Gesellschafterversammlungen und kommunale Rä-
te müssen auch in dieser Hinsicht Kontrollfunktionen effektiv und umfas-
send wahrnehmen.  

 
9. Die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen darf nicht von der Absicht ge-

trieben sein, Gewinne zu erzielen, sondern sie muss auf die Erfüllung der 
kommunalen Aufgaben konzentriert sein. Das liegt auch im Interesse der 
Verbraucherinnen und Verbraucher. Die Gewinnabführung aus kommuna-
len Unternehmen sollte daher eng begrenzt werden. Das Land muss im 
Gegenzug eine ausreichende Finanzausstattung der Kommunen gewähr-
leisten. Die Kommunen sollten anstelle der hochproblematischen Gewerbe-
steuereinnahmen eigenverantwortliche Besteuerungskompetenzen auf brei-
ter Bemessungsgrundlage erhalten, mit deren Hilfe die kommunalen Auf-
gaben ohne Rückgriff auf die Gewinne kommunaler Unternehmen finanziert 
werden können. 
 

10. Es ist sachgerecht, dass sich die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen 
gemäß § 107a GO im Bereich der Strom-, Wasser- und Gasversorgung 
auch auf „unmittelbar verbundene Dienstleistungen“ erstrecken darf, wenn 
dabei die Belange der Privatwirtschaft, insbesondere des Handwerks, be-
rücksichtigt werden. Es ist aber nicht akzeptabel, wenn kommunale Unter-
nehmen im Zuge der Digitalisierung der Gebäudetechnik die bewährte 
Friedensgrenze „Hausanschluss“ in Frage stellen. Das gleiche gilt, wenn 
sie im Zuge der Elektrifizierung der Mobilität die Stromversorgung zum 
Vorwand nehmen, um daran anknüpfende Geschäftsmodelle auszurollen. 
Wettbewerbsfeindlichen Fehlentwicklungen, wie sie im Bereich der Ladeinf-
rastruktur oder der Mobilitätsdienstleistungen derzeit zu beobachten sind, 
muss durch die Kommunalaufsicht und notfalls durch den Landesgesetzge-
ber klar entgegengetreten werden.  
 

11. Die geltende Fassung von § 107 und 107a der Gemeindeordnung NRW 
schützt nicht hinreichend davor, dass die Kommunen die Entfaltung privat-
wirtschaftlicher Initiative durch eigene Angebote behindern oder der Eigen-
leistung den Vorzug vor der Vergabe an private Leistungserbringer geben. 
Insbesondere sind zu viele Bereiche von dem ohnehin nur schwach veran-
kerten Subsidiaritätsprinzip ausgenommen. Bei jeder Art der wirtschaftli-
chen Betätigung der öffentlichen Hand muss dargelegt werden, dass sie 
wirklich besser als die privatwirtschaftliche Initiative geeignet ist, bestimmte 
Zwecke zu erreichen. Hier ist im Interesse der Verbraucherinnen und Ver-
braucher und der Wettbewerbsordnung eine gesetzgeberische Neujustie-
rung erforderlich.  


